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2) wegen ber von Erbschaften und Vermächt
nissen zu bezahlenden Stempelabgabe, auf alle be
wegliche und unbewegliche Sachen, ans welchen
die Erbschaften und Vermächtnisse, von denen jene

Steuer entrichtet werden soll, bestehen.
2t r t. Z. Das Vorzugsrecht wegen der Stem

pelabgabe hat auf das uichewegliche Vermögen nur
statt, wenn dastelbe innerhalb zwei Monate, vom

Tage der Eröffnung der Erbschaft angerechnet, in
 das Hypotheken - Register eingetragen ist; nach
Ablauf dieses Zeitraums ist der öffentliche Schatz
in der Ausübung seiner Rechte an die Vorschriften

des rrigten Artikels von Napoleons Gesetzbuch

gebunden.
Dieses Vorzugsrecht soll den Rechten, welche

dritte Personen vor Eröffnung der Erbschaft er

worben haben, nicht nachtheilig seyn.
2t rt. 4. Die Pächter, Miether, Einneh

mer, Verwahrer und überhaupt alle, welche für

Rechnung der Steuerpflichtigen Geld schuldig sind,
auf welches das Vorzugsrecht des öffentlichen
Schatzes sich erstrecket, sollen, wenn sie dazu auf
gefordert werden, gehalten seyn, aus den Geldern,
welche sie abzuliefern haben, oder die sich in ihren
Handen besinden, den ganzen Betrag oder einen

Theil der von den Steuerpflichtigen zu entrichten
den Steuern für dieselbe zu bezahlen. Die Quit
tungen der Erheber über die gesetzlich schuldigen

Summen, sollen ihnen statt Zahlung angerechnet
werden.

 A r t. 5. Der öffentliche Schatz soll fortfah
ren, in Ansehung der Rückstände von Abgaben je
der 2trt, die zur Zeit der Verkündigung des ge

genwärtigen Gesetzes schon fällig geworden sind,
dieselben Vorzüge zu genießen, welche die verschie
denen Gesetze der vormaligen Provinzen, woraus
das Königreich zusammengesetzt ist, ihm beige
legt haben.

Text des Gesetzes über die Erhebung
der Kapitalien und Forderungen,
welche von Sr. Majestät dem Kai-

ser der Franzosen, an Se. Maje*.
stät den König abgetreten sind.
Art. i. Zn Ermangelung der Original

urkunden über die von Sr. Majestät dem Kai

 ser der Franzosen an Se. Majestät den König
abgetretenen Kapitalien, welche die Fürsten, der
Adel und andere Privatpersonen, jetzt Unter
thanen des Königs, den öffentlichen oder Pri
vatkassen der vormaligen Landesherren, den Stän
 den derjenigen Provinzen, woraus das König
reich besteht, den Benefiziarien, Dignitarien,
Korporationen und geistlichen Stiftungen, de
ren jGüter säkularisirt waren, zur Zeit der

durch die französische 2trmeen geschehenen Ok
kupation der obenbenannten Länder noch schuldig
gewesen sind, soll die Zahlungs- und Urkun-
den-Erwahnung, wenn diese auch nur auszugs

 weise in -den, von öffentlich dazu angestellten
Beamten, geführten, Schuld - , .Haupt -, Hy

potheken- und andern dergleichen Büchern oder
Registern sich befindet, oder dieselbe in den Be
schlußregistern und Vcrwaltungsakten der vor

maligen Kamincrn, Regierungen, 2temter, Tri
bunale und aller Behörden oder öffentlichen Be

amten vorkommt, bei der gerichtlichen Verfol

gung der Schuldner, sowohl in 2tnsehung des
Kapitals als der Zinsen, den Original-Urkun
den gleichachtet werden. Auch sollen die beglau
bigten Abschriften der Obligationen und die
über die geleistete oder nicht geleistete Zahlung

 in den, zwischen den obengedachten Gläubigern
und den Schuldnern, abgeschlossenen Kauf-, Pacht-
und andern Kontrakten oder deren vidimirtcn

Abschriften geschehene Erwähnung gleichfalls
wider die Schuldner, deren Erben oder Nach

folger so lange als Originalurkunden gelten, bis
diese auf eine rechtsbestandige Weise die Til
gung der Schuld nachgewiesen haben.

 Art. 2. Die von den Einwohnern mit be-

sonderer Genehmigung des General-DirektorS
der Kapitalien ertheilten Quittungen sollen eine
volle und gänzliche Befreiung von der Schuld


